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Spitzengespräch mit dem Innenausschuss: Von Arbeitszeit bis  
Zwangstarifeinheit 
 
(dbb) Im öffentlichen Dienst gibt es viele drängende Themen, von der Arbeitszeit bis zur 

drohenden Zwangstarifeinheit für die Gewerkschaften. Bei einem Spitzengespräch mit 
dem Innenausschuss des Deutschen Bundestages am 26. Juni 2014 legten der dbb Bun-

desvorsitzende Klaus Dauderstädt und zwei seiner Stellvertreter, der Fachvorstand Beam-

tenpolitik Hans-Ulrich Benra sowie Ulrich Silberbach, den Fachpolitikern in aller Deutlich-
keit die Positionen des dbb dar. 

 
Die dbb Vertreter begrüßten die Übertragung 

des Tarifergebnisses aus diesem Jahr auf die 
Bundesbeamten ebenso wie die angekündigte 

Vereinheitlichung der Urlaubstag auf 30 pro 
Jahr. Zusätzlich forderte der dbb, die Wochen-

arbeitszeit von Arbeitnehmern und Beamten 

auf einheitlich 39 Stunden pro Woche festzu-
setzen. 

 
Mit Blick auf die aktuellen Rentenreform mach-

te der dbb Chef Klaus Dauderstädt erneut 
deutlich: „In der Vergangenheit ist die Beam-

tenversorgung stets einbezogen worden, wenn 

es um Einschnitte in die Altersversorgung ging. 
Gerechterweise muss diese Übertragung auch 

gelten, wenn es in der Rente zu Verbesserun-
gen kommt. Das betrifft etwa die Einführung 

der „Mütterrente“ und der „Rente mit 63“.“ 

Zum „Dauerbrenner“ entwickelt sich die Debat-

te um eine gesetzlich erzwungene Tarifeinheit. 
Bereits am 24. Juni 2014 hatte der dbb-Chef 

im Gespräch mit Bundesarbeitsministerin An-
drea Nahles darauf hingewiesen, dass dies 

„völlig unnötig“ sei. Im Bundestagsinnenaus-

schuss verwies Dauderstädt erneut auf die 
verfassungsrechtlichen Bedenken des dbb, 

insbesondere mit Blick auf die Koalitionsfrei-
heit. Bei der Umsetzung des Gesetztes müss-

ten zudem zur Feststellung der „Mehrheitsge-
werkschaft“ die Beschäftigten ihre Gewerk-

schaftszugehörigkeit offenlegen – „gegen alle 

Prinzipien des Datenschutzes“, so Dauderstädt. 
Daher werde man weiterhin vehement gegen 

den Gesetzentwurf angehen. 
(01/25/14) 

 

 

dbb Spitze bei Ministerin Nahles: „Gesetz zur Tarifeinheit völlig unnötig“ 
 
(dbb) In einem Gespräch mit der Bundesministerin für Arbeit und Soziales Andrea Nahles 
(SPD) hat der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt am 24. Juni 2014 in Berlin die 

Pläne der Bundesregierung zur gesetzlichen Regelung der Tarifeinheit erneut als völlig 
unnötig zurückgewiesen. Im Juli sollen Eckpunkte des geplanten Gesetzes beschlossen 

werden, ein erster Gesetzentwurf wird für September erwartet. 

 
Für die Bundesregierung erklärte Nahles das 
große Interesse an einer engen Abstimmung 

auch mit dem dbb als einer wichtigen Spitzen-
organisation der Sozialpartner. Der dbb wie-

derholte seine Bedenken gegen die generelle 

Notwendigkeit einer legislativen Lösung, gegen 
die verfassungswidrige Benachteiligung zah-

lenmäßig kleinerer Gewerkschaften und gegen 
die Praktikabilität von Zählverfahren wie Zu-

schnitt auf „Betriebe“. Dauderstädt: „Die bishe-

rige Erfahrung an den Tariftischen und in 
Streiksituationen der Bundesrepublik Deutsch-

land rechtfertigen keinesfalls ein Eingreifen der 
Legislative. Es wäre für das Ansehen des Ge-

setzgebers eher schädlich, wenn ein Gesetz 
verabschiedet und danach von Verfassungs-

richtern als grundgesetzwidrig angesehen wür-
de.“ Für den dbb nahm neben dem Bundesvor-

sitzenden auch der Fachvorstand Tarifpolitik 
Willi Russ an dem Gespräch teil. 

 

Weitere Themen des Meinungsaustausches 
waren die Demografiestrategie der Bundesre-

gierung, das Rentenversicherungs-
Leistungsverbesserungsgesetz und seine Aus-

wirkungen auf schwerbehinderte Personen, 

das Tarifautonomiestärkungsgesetz, die Zu-
kunft der Job-Center und eine noch stärkere 

Partizipation des dbb auf nationaler und euro-
päischer Ebene. 

(02/25/14) 
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Massiver Personal-Drop off im öffentlichen Dienst: 
Millionen Beschäftigte gehen in Ruhestand 
 
(dbb) Mehr Attraktivität, Vielfalt und Flexibilität in der Personalpolitik des öffentlichen 
Dienstes forderte der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt anlässlich des „Interna-

tionalen Tags des öffentlichen Dienstes“ am 23. Juni 2014. „In den kommenden zehn Jah-

ren werden mehr als eine Million Beschäftigte altersbedingt ausscheiden, im darauf fol-
genden Jahrzehnt eine weitere Million“, warnte der Dauderstädt. 

 
„Angesichts dieses dramatischen Drop-off ist 

die weit verbreitete Taten- und Einfallslosigkeit 
auf Dienstherrn- und Arbeitgeberseite nicht 

nachvollziehbar“, kritisierte Dauderstädt: „Lei-
der müssen wir feststellen, dass die vorherr-

schende Reaktion zur Bewältigung der Folgen 

des demografischen Wandels ‚Pfeifen im Wald‘ 
ist.“ Weder gebe es flächendeckende und be-

hördenübergreifende Lösungsansätze zur 
Nachwuchsgewinnung noch moderne Attrakti-

vitätskonzepte, die gebildete und motivierte 
junge Leute überzeugend ansprechen. „Vor Ort 

mangelt es oft schon an einer aussagekräfti-

gen Personalstatistik“, so der dbb Chef. „Das 
ist katastrophal und unverantwortlich. Zum 

einen gegenüber den Bürgerinnen und Bür-
gern, die ein Anrecht auf einen professionellen 

und ressourcenbewussten öffentlichen Dienst 

haben. Zum anderen gegenüber den Beschäf-
tigten, die mit zunehmender Aufgabenlast und 

daraus folgender Arbeitsverdichtung allein 
gelassen werden.“ 

 

Die berechtigte Ambition, den Staatshaushalt 
künftig schuldenfrei zu gestalten, könne kein 

Totschlagargument sein, wenn es darum gehe, 
den öffentlichen Dienst demografiefest zu ma-

chen, sagte Dauderstädt. „Wir und die Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes, für die 

wir sprechen, wissen mit am besten, wie es 

um die Staatsfinanzen bestellt ist. Wir sehen 
aber auch, dass es jenseits materieller Attrak-

tivität noch ein weites Feld gibt, den öffentli-
chen Dienst zu einem besseren Arbeitgeber 

und damit leistungs- und funktionsfähig zu 

machen. Attraktive Einkommensbedingungen, 
vielfaltorientierte Personalrekrutierung und 

flexible Arbeitszeitmodelle vom Berufs- bis hin 
zum Ruhestandseintritt müssen die Instrumen-

te einer modernen Personalpolitik im öffentli-

chen Dienst sein“, betonte Dauderstädt. 
 

Der dbb Bundesvorsitzende forderte Dienst-
herrn und Arbeitgeber auf, „sich jenseits von 

theoretischen Demografie-Diskussionen mit 
den Beschäftigtenvertretungen an einen Tisch 

zu setzen und konkrete, vor Ort umsetzbare 

Zukunftsstrategien für eine angemessene Per-
sonalausstattung zu entwickeln. Dabei muss es 

beiden Seiten darum gehen, wie wir auch in 
den kommenden Jahrzehnten trotz demografi-

scher und fiskalischer Einschränkungen gut 

Staat machen können. Bürger und Beschäftigte 
brauchen verlässliche Perspektiven“, so Dau-

derstädt. 
 

Die Vereinten Nationen haben den „Tag des 

öffentlichen Dienstes“ am 23. Juni 2003 einge-
führt, um auf die Leistungen der Beschäftigten 

des öffentlichen Sektors aufmerksam zu ma-
chen. Aktuell sind in Deutschland rund 4,6 

Millionen Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
tätig, davon sind 1,9 Millionen Beamtinnen und 

Beamte (inklusive Soldatinnen und Soldaten), 

2,7 Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer. 

(03/25/14) 

 
 

Kritik an Befristungs-Politik des Bundes 
 
(dbb) dbb Chef Klaus Dauderstädt kritisiert die zunehmende Befristungs-Praxis im Be-
reich des öffentlichen Dienstes des Bundes als „besorgniserregend“ und fordert mit Blick 

auf Nachwuchs- und Fachkräfteproblematik eine dauerhaft bindende Personalpolitik. 

Nach neuen Daten des Statistischen Bundesamts hat sich die Zahl der im Bereich des öf-
fentlichen Dienst des Bundes befristet beschäftigten Arbeitnehmer um 9,3 Prozent er-

höht. Im Juni 2012 waren 16.642 Beschäftigte befristet angestellt, bis Juni 2013 ist diese 
Zahl auf 18.197 angestiegen. Von den insgesamt knapp 150.000 Arbeitnehmern im Bun-

desbereich hatten damit mehr als zwölf Prozent nur einen befristeten Arbeitsvertrag. 
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„Mit befristeten Verträgen verschaffen sich die 
Arbeitgeber kurzfristige Flexibilität auf Kosten 

ihrer Beschäftigten“, stellte Dauderstädt in der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ (Ausgabe 

vom 24. Juni 2014) klar. „Dass auch der Bund 

hier inzwischen sein Heil sucht, ist besorgniser-
regend und zeugt von kurzsichtiger Personal-

politik.“ Der öffentliche Dienst stehe vor einem 
Fachkräfteproblem, doch der Bund versäume 

es, die Beschäftigten dauerhaft zu binden. 

 
Hoffnung auf Besserung verbindet der dbb mit 

der bei den Tarifverhandlungen für den öffent-
lichen Dienst von Bund und Kommunen errun-

genen Verpflichtung des Bundes, „die Entwick-

lung befristeter Beschäftigungsverhältnisse im 
öffentlichen Dienst bis September 2015 wis-

senschaftlich aufarbeiten und bewerten zu 

lassen“, wie es im Tarifvertrag für den öffentli-
chen Dienst (TVöD) heißt. dbb-Analysen zufol-

ge ist die Zahl der befristeten Stellen im öffent-
lichen Dienst auf Rekordniveau: In den letzten 

zehn Jahren war ein Anstieg um insgesamt 

rund 36 Prozent zu verzeichnen – von unter 
300.000 Befristungen im Jahr 2002 ist die Zahl 

auf insgesamt deutlich über 400.000 gewach-
sen. Die meisten befristet Beschäftigten arbei-

teten im Jahr 2013 in der Branche Erziehung 

und Unterricht. Dort lag der Befristungsanteil 
bei 17,2 Prozent. Dies geht aus der Antwort 

der Bundesregierung (Bundestags-Drucksache 
18/1029) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion 

Die Linke (Bundestags-Drucksache 18/696) 

hervor. 
(04/25/14) 

 
 

Rente mit 63 auf schwerbehinderte Menschen übertragen 
 
(dbb) Bei einem Treffen mit der Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von 

Menschen mit Behinderung Verena Bentele am 23. Juni 2014 haben der dbb Bundesvor-
sitzende Klaus Dauderstädt, dbb Vize Volker Stich und der Vorsitzende der dbb Arbeits-

gemeinschaft Behindertenpolitik Heinz Pütz dafür geworben, die Regelungen zur „Rente 
mit 63“ analog auf schwerbehinderte Menschen zu übertragen.  

 

 
Wegen ihrer besonders belastenden Situation 

können schwerbehinderte Menschen, die vor 
1952 geboren sind und 35 Versicherungsjahre 

haben, mit 63 abschlagsfrei in Rente gehen. 

Auch hier steigt das Zugangsalter stufenweise 
auf das 65. Lebensjahr an. Daher kann ein 

schwerbehinderter Mensch, der von Juni bis 
Dezember 1952 geboren wurde und ebenfalls 

35 Versicherungsjahre hat, erst mit 63 Jahren 
und sechs Monaten abschlagsfrei in Rente 

gehen, also sechs Monate später als ein be-

sonders langjährig Versicherter. Der dbb hatte 
in seiner Stellungnahme zum Gesetz angeregt, 

dass analog zur Absenkung der Altersgrenze 

für besonders langjährig Versicherte die be-

sonders belastende Situation von schwerbe-
hinderten Menschen im Berufsleben berück-

sichtigt werden soll, indem auch schwerbehin-

derten Menschen ein früherer abschlagsfreier 
Rentenzugang ermöglicht wird. 

 
Weitere dbb Forderungen sind die Konkretisie-

rung der Beteiligungsrechte von Schwerbehin-
dertenvertretungen, die Herabsetzung der 

Wertgrenze für barrierefreies Bauen und die 

Einführung eines Rechts auf Umschulung für 
schwer belastende Berufe. 

(05/25/14) 

 
 

dbb bundesseniorenvertretung: In Mehrgenerationenhäusern aktiv bleiben 
 
(dbb) Den positiven Effekt von Mehrgenerationenhäusern auch für ältere Menschen hat 

Wolfgang Speck, der Vorsitzende der dbb bundesseniorenvertretung, am 26. Juni 2014 
hervorgehoben: „Die Begegnungsmöglichkeiten in Mehrgenerationenhäusern sind gerade 

für ältere Menschen oft unbezahlbar.“ 

 
Dies gelte insbesondere für die Seniorinnen 
und Senioren, die keine Angehörige haben 

oder deren Angehörige weit entfernt wohnen. 
In den Mehrgenerationenhäusern hätten sie 
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die Chance, neue Kontakte und Aufgaben zu 
finden. Das Gefühl, gebraucht zu werden, bei-

spielsweise bei der Betreuung von Kindern, 
baue auf und halte fit. Andererseits werde 

ihnen dort, sofern erforderlich, Hilfe und Un-

terstützung geleistet. 

„Die finanzielle Förderung durch die Europäi-
sche Union, den Bund, die Länder und Kom-

munen ist gut investiert und kommt allen Ge-
nerationen zugute“, sagte Speck. 

(06/25/14) 

 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

dbb Landesbünde bewerten EuGH-Urteil zur altersdiskriminierenden  
Besoldung 
 
(dbb) Nach dem BBB, dbb rheinland-pfalz und dem tbb haben weitere dbb Landesbünde 

die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zur altersdiskriminierenden Be-
soldung mit Blick auf die jeweiligen Landesregelungen bewertet (vgl. dbb aktuell 

24/2014). Einigkeit besteht darin, dass zur endgültigen Klärung die Rechtsprechung der 
deutschen Verwaltungsgerichte abgewartet werden muss. 

 
Der dbb hamburg teilte mit, dass „mit an Si-

cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit“ eine 
Schadensersatzpflicht (Haftbarmachung) für 

den Dienstherrn Hamburg nicht zum Tragen 
komme. Vor dem Hintergrund des EuGH-

Urteils würden ab sofort Widersprüche bezie-
hungsweise Anträge zu dieser Thematik keinen 

Sinn mehr ergeben, sondern aller Voraussicht 

nach sogar kostenpflichtig zurückgewiesen. 
Des Weiteren werde das Personalamt in nächs-

ter Zeit per Rundschreiben über die weitere 
Vorgehensweise informieren. 

 

Der BBW geht davon aus, das Baden-
Württemberg ebenfalls keine Nachzahlungen in 

erheblichem Umfang leisten muss. BBW-Chef 
und dbb Vize Volker Stich ermahnte die Lan-

desregierung, das eingesparte Geld zugunsten 
der Beamtenschaft einzusetzen. Für den Fall 

einer anderen EuGH-Entscheidung hatte der 

Landesfinanzminister Nils Schmid nämlich vor-
gesorgt und mehrere hundert Millionen zu-

rückgestellt. Dieses Geld fordert der BBW jetzt 
für eine gerechte Besoldung ein. Der Tarifab-

schluss 2015/2016 müsse zeit- und inhalts-

gleich auf die Beamten und Versorgungsemp-
fänger übertragen werden. 

 
Der dbb sachsen-anhalt sieht keinen Ände-

rungsbedarf am dortigen Landesbesoldungsge-
setz. „Der Gesetzgeber muss nicht handeln“, 

sagte der dbb Landesvorsitzende Wolfgang 

Ladebeck. Allerdings verwies auch Ladebeck 

auf ausstehende Entscheidungen der deut-

schen Verwaltungsgerichte. 
 

Der Sächsische Beamtenbund (SBB) stellte 
fest, dass das EuGH-Urteil die in Sachsen in 

diesem Zusammenhang aufgeworfenen Fragen 
nicht alle beantwortet. Er rät seinen Mitglie-

dern auf die für den Herbst angekündigte 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerich-
tes zu warten. So gelten in Sachsen etwa an-

dere Überleitungsregelungen als in Berlin (die 
dem EuGH-Urteil zu Grunde lagen), zudem 

wurden die entsprechenden Regelungen rück-

wirkend zum 1. September 2006 in Kraft ge-
setzt. Der SBB-Vorsitzende Gerhard 

Pöschmann kritisierte das Urteil grundsätzlich: 
„Es ist inkonsequent, einerseits die Altersdis-

kriminierung anzuerkennen und andererseits 
die berechtigten Ansprüche der Beamten ab-

zuwehren.“ 

 
Der dbb mecklenburg-vorpommern schloss 

sich der Einschätzung des dbb Bundesvorsit-
zenden Klaus Dauderstädt an, der das Ende 

der jahrelangen Ungewissheit über die Über-

gangsregelungen begrüßte. „Wir werden vor 
dem Hintergrund dieses Urteils das Gespräch 

mit dem Landesfinanzministerium zum weite-
ren Vorgehen in diesem Zusammenhang su-

chen und weiter berichten“, so dbb Landeschef 
Dietmar Knecht. 

(07/25/14) 
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dbb Hessen: Versorgungsrücklage nicht antasten 
 
(dbb) „Das Land Hessen darf die Versorgungsrücklage nicht antasten“, war am 25. Juni 
2014 die Reaktion von Ute Wiegand-Fleischhacker, der Vorsitzenden des dbb Hessen, auf 

eine Meldung in der Frankfurter Neuen Presse. Die Zeitung berichtete, dass aus der Ver-
sorgungsrücklage des Landes eine halbe Milliarde Euro entnommen worden sei. Zudem 

würde dieser Sparbeitrag der Beamtinnen und Beamten im laufenden Haushaltsjahr nicht 

bedient. 

 
„Die Versorgungsrücklage ist ein Sonderver-

mögen, das ausschließlich zur Mitfinanzierung 
künftiger Ausgaben für die Versorgungsemp-

fängerinnen und -empfänger dient“, so Wie-

gand-Fleischhacker. „Die hessischen Beamtin-
nen und Beamten finanzieren mit dem Verzicht 

auf einen Teil ihrer Besoldungserhöhung die-
sen Topf mit. Eine nicht den Regeln entspre-

chende Entnahme führt zu einem Vertrauens-

verlust für die Landesregierung.“ 

Wiegand-Fleischhacker forderte daher den 

Hessischen Finanzminister Schäfer auf, für 
Klarheit in dieser Frage zu sorgen. Der dbb 

Hessen unterstütze den weiteren Aufbau der 

Versorgungsrücklage als Sondervermögen. 
„Jedoch nur, wenn dieses ausschließlich zur 

Mitfinanzierung künftiger Versorgungsausga-
ben für Versorgungsempfängerinnen und -

empfänger genutzt wird.“ 

(08/25/14) 

 

 
BBB: Beschäftigte des öffentlichen Dienstes erwarten Kontinuität 
 
(dbb) „Durch die Maßnahmen der letzten Jahre wurde bei den Beschäftigten des öffentli-

chen Dienstes in Bayern viel verloren gegangenes Vertrauen wieder zurückgewonnen“, 
erklärte Rolf Habermann, Vorsitzender des Bayerischen Beamtenbundes (BBB), anlässlich 

des internationalen Tages des öffentlichen Dienstes am 23. Juni 2014. Der Freistaat habe, 

was die Arbeitsbedingungen angehe, den richtigen Weg gewählt. „Der eingeschlagene 
Weg des Vertrauens muss so weitergegangen werden, die Beschäftigten erwarten Konti-

nuität.“ 

 
Tagtäglich würden in Bayern etwa 300.000 

Beschäftigte im öffentlichen Dienst hervorra-

gende Arbeit leisten und sich dafür einsetzen, 
das Land in all seinen Facetten zu stärken. 

„Ohne den öffentlichen Dienst wäre ein Staat, 
wie wir ihn kennen, nicht vorstellbar“, so Ha-

bermann. Das bedeute eine hohe Verantwor-
tung. 

 

Im Umgang mit den Beschäftigten habe man 
seitens Politik und Staatsregierung in Bayern 

nun den richtigen Weg eingeschlagen. Das 
habe sich nicht nur im Rahmen der Einkom-

mensrunde 2013/2014 gezeigt. Auch die Über-

tragung der Rentenreform der Bundesregie-
rung auf die bayerischen Beamtinnen und Be-

amten, insbesondere was die verbesserte An-
erkennung von Kindererziehungszeiten von vor 

1992 geborenen Kindern anbelangt, zeige dies 

deutlich. „Seit Jahren haben wir diese Anglei-
chung gefordert. Nun ist Bayern wieder mal 

das erste Bundesland, das hier so schnell und 
klar handelt“, sagte Habermann. 

Insgesamt stehe der öffentlich Dienst auch in 

Zukunft vor großen Herausforderungen. Gera-

de vor dem Hintergrund einer sich wandelnden 
Gesellschaft brauche es kreative und mutige 

Lösungen, um den öffentlichen Dienst fit für 
die Zukunft zu machen. „In Bayern bin ich 

derzeit zuversichtlich, dass man im Dialog mit 
Beschäftigen und dem Beamtenbund zu guten 

Lösungen kommt“, meinte Habermann. Das 

zeigen die in der Arbeitsgemeinschaft zum 
öffentlichen Dienst gemeinsam zwischen dem 

Bayerischen Staatsministerium der Finanzen, 
für Landesentwicklung und Heimat und dem 

Bayerischen Beamtenbund gefundenen Ergeb-

nisse; Maßnahmen, die zu einer bestmöglichen 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf in jeder 

Lebensphase beitragen werden. „Diese ver-
trauensvolle Zusammenarbeit erhoffe ich mir 

auch für die Zukunft“, betonte der BBB-

Vorsitzende. 
(09/25/14) 
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DPolG: Selbstjustiz energisch bekämpfen 
 
(dbb) Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) hat die Politik aufgefordert, das staatli-
che Gewaltmonopol zu verteidigen. Anlässlich eines Falls von Selbstjustiz in Neuenburg 

am Rhein (Baden-Württemberg) sagte der DPolG-Bundesvorsitzende Rainer Wendt am 
20. Juni 2014: „In dem Maß, in dem der Staat sich aus der öffentlichen Daseinsfürsorge 

zurückzieht, schwindet das Vertrauen und wächst die Bereitschaft, Dinge selbst in die 

Hand zu nehmen. Der Personalabbau bei der Polizei hat in vielen Regionen in Deutschland 
dazu geführt, dass sich Menschen zu Bürgerwehren zusammenschließen, die von Politi-

kern als engagiertes bürgerschaftliches Engagement verharmlost werden.“ 

 
Das Gewaltmonopol drohe vom Staat in private 

Hände überzugehen. Das staatliche Gewaltmo-

nopol sei jedoch ein Wesensmerkmal einer 
freiheitlichen Demokratie, weil sonst das Recht 

des Stärkeren oder des Vermögenden gilt. Es 
sei nichts dagegen einzuwenden, wenn bedeu-

tende Sachwerte von privaten Diensten ge-

schützt werden oder Nachbarn sich Aufmerk-
samkeit schenken. „Aber wenn Privatpersonen 

systematisch Streife laufen, ist die Grenze zur 

Polizeiarbeit längst überschritten, dann ist es 

bis zur Selbstjustiz nicht mehr weit“, sagte 
Wendt. „Deshalb muss der Personalabbau bei 

der Polizei gestoppt und die Präsenz von Poli-
zeistreifen in der Öffentlichkeit erhöht wer-

den.“ 

(10/25/14) 

 

 

 

Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Regelungen aus dem sogenannten „Kro-

atien-Anpassungsgesetz“, die den Steuervoll-
zug verbessern und das Steueraufkommen 

sichern, müssen nach Ansicht der Deutschen 
Steuer-Gewerkschaft (DSTG) zügig umgesetzt 

werden. Das betreffe vor allem die Vorschläge 

des Bundesrates zur Ausweitung der Umsatz-
steuer-Steuerschuldnerschaft des Leistungs-

empfängers auf Lieferungen von Tablet-
Computern und Spielkonsolen sowie von Edel-

metallen beziehungsweise unedlen Metallen, 
sagte DSTG-Chef und dbb Vize Thomas Ei-

genthaler bei einer Expertenanhörung im 

Deutschen Bundestag am 23. Juni 2014. Der 
Entwurf des „Kroatien-Anpassungsgesetzes“ 

sieht neben formalen Anpassungen der Steu-
ergesetze an den EU-Beitritt Kroatiens tiefgrei-

fende Änderungen in wichtigen Steuergesetzen 

vor. 
 

Im Nahverkehr in Bayern kam es in Nürnberg, 
Augsburg und München in dieser Woche wie-

der zu Warnstreiks. Dazu hatte die Nahver-

kehrsgewerkschaft (NahVG) im dbb ihre Mit-
glieder aufgerufen. „Die Arbeitgeberseite be-

wegt sich nicht und lässt uns damit leider kei-
ne Wahl, als die Warnstreiks zu verschärfen. 

Wir bitten die Bürgerinnen und Bürger um 

Verständnis“, sagte Willi Russ, der verant-
wortliche Fachvorstand Tarifpolitik des dbb. 

Das Ziel sei der Abschluss eines Tarifvertrages, 
der die besonderen Verhältnisse im Nahver-

kehr berücksichtigt. 

 
Die VdB Bundesbankgewerkschaft hat in 

einem Schreiben an das für die Banken- und 
Finanzaufsicht zuständige Vorstandsmitglied, 

Andreas Dombret, Neueinstellungen im Bereich 
der Banken- und Finanzaufsicht gefordert. Das 

sei erforderlich, um die für drei beziehungswei-

se fünf Jahre zur EZB gewechselten Beschäf-
tigten zu ersetzen, die dort Aufbauhilfe bei der 

europäischen Bankenaufsicht leisten. Durch 
Arbeitsverdichtung, Termindruck und immer 

komplexer werdende Formate sei die Belas-

tungsgrenze der Beschäftigten bereits erreicht. 
 

Die Gewerkschaft Deutscher Lokomotiv-
führer (GDL) hat am 20. Juni 2014 mehr Geld 

für das Schienennetz gefordert. Die staatlichen 

Investitionen in den Erhalt der Bundesfern-
straßen seien im Zeitraum von 2006 bis 2013 

um 50 Prozent gestiegen, bei den Bundeswas-
serstraßen sogar um 86 Prozent, für die Bun-
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desschienenwege im gleichen Zeitraum jedoch 
nur um zwei Prozent. Das gehe aus Zahlen der 

DB Netz und aktuellen Antworten der Bundes-
regierung auf zwei parlamentarische Anfragen 

hervor. Um eine Verkehrsverlagerung auf die 

Schiene zu erreichen, seien aber hohe Investi-

tionen notwendig. Hier müssten die Prioritäten 
zwischen den Verkehrsträgern richtig gesetzt 

werden, sonst werde der Stau in Deutschlands 
Ballungsgebieten immer größer. 

(11/25/14) 

 


